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Recht und Praxis der Demonstration, vor allem der politische und poli-zeiliche Umgang mit dem ausgeübten Grundrecht auf Versammlungsfreiheitsind die wichtigsten und zugleich sensibelsten Indizien des Zustands derDemokratie. Statt der nötigen rechtlichen Verankerung des uneingeschränk-ten Demonstrationsrechts stehen immer neue Einschränkungen diesesGrundrechts zur politischen Debatte und zur polizeilichen Verfügung. Verbo-te per Allgemeinverfügungen und Überwachungen der Bürger und Bürgerin-nen kennzeichnen den staatlichen Umgang mit dem Versammlungsrecht. Ver-polizeilichung der Demonstrationen, die Anwendung unbestimmter Rechts-begriffe und der polizeiliche Einsatz von Verdeckten Ermittlern bei „Ver-sammlungen unter freiem Himmel“ führen zum Verlust bürgerlicher Rechts-sicherheit.Das Komitee für Grundrechte und Demokratie nimmt zu einigen allge-meineren Enwicklungen in Sachen Demonstration und Demokratie Stellung.Es tut dies vor allem am Beispiel der Demonstrationen rund um Gorleben,die es im November 2003 erneut mit Demonstrationsbeobachtungen begleitethat. Des weiteren berichtet es von der Demonstration einer Gruppe vonWagenburgbewohnerInnen in Hamburg im April 2004 und den Demonstra-tionen am 1. Mai 2004 in Berlin. ISBN 3-88906-109-5 120 Seiten Preis: 8,00 Euro
Zu bestellen bei: Komitee für Grundrechte und DemokratieAquinostr. 7-1150670 Kölninfo@grundrechtekomitee.deTelefon: 0221 - 97269 -30, Fax: -31
Konto: 8 024 618 – BLZ 508 635 13 (Volksbank Odenwald)

Komitee für Grundrechte
und Demokratie (Hg.):
Reise an das Ende der
Demokratie - Erfahrungen
aus den Demonstrations-
beobachtungen 
• beim Castor-Transport imNovember 2003
ergänzt durch die Beobachtugen• beim Protest der Wagenburgen inHamburg im April 2004• rund um den 1. Mai 2004 in Ber-lin

INFORMATIONEN

In eigener Sache
Sehr geehrte Damen und Herren,liebe Freunde, liebe Freundinnen,

Einiges von dem, was wir in die-sem – und dem letzten – Jahr getanhaben, was uns beschäftigt undunser Engagement gefordert hat,haben wir in Broschüren zusam-mengefasst. Die theoretische Aus-einandersetzung mit Begriffen undEntwicklungen ist so nötig wie ehund je in einer Zeit, in der von ver-schiedenen Seiten immer neueAngriffe auf zentrale Menschen-rechte und auf demokratischeGrundwerte getätigt werden. All die Fragen, die uns vonBeginn an beschäftigt haben, stehenweiterhin an: Vom Asylrecht, überFriedensfragen, Demonstrations-recht und Meinungsfreiheit, vomUmgang mit Gefangenen bis zu Fra-gen nach der demokratischen Ver-fassung. Gerade die neuen Formensozialer Deklassierung und Verwei-gerung sozialer Menschenrechtewerden uns im Herbst beschäftigenmüssen. Diesem Rundbrief liegt einSpenden-Überweisungsträger bei,verbunden mit der herzlichen Bitteum eine kleine Sommerspende! Lei-der haben wir unseren Haushalt in2003 mit einem Defizit abschließenmüssen. Zum Jahresanfang wolltenwir nicht für’s Komitee selbst „bet-teln“, um alle Spenden auf unsereAktion „Ferien vom Krieg“ zu kon-zentrieren. Auch im laufenden Jahrsind die Ausgaben für unsere vielfäl-tigen Tätigkeiten, Aktionen undPublikationen jedoch wiederbeträchtlich. Dürfen wir deshalb –trotz Hartz IV und alledem – umeine kleine Sommerspende bitten?Unsere steuerabzugsfähigen Spen-denquittungen erhalten Sie als Sam-melbescheid Ende Januar 2005. 
Herzlichen Dank und friedlicheGrüßeMartin Singe, Dirk VogelskampElke Steven

Demonstrationsbeobachtungen:
Reise an das Ende der Demokratie 



Überall auf der Welt werden inden prosperierenden LändernArbeitsmigranten in den informel-len Arbeitsmärkten eingesetzt. Sieverdingen sich als Haus- und Sexar-beiterinnen, als Tagelöhner auf Bau-stellen, Feldern und Plantagen, in„Schwitzbuden“ und Restaurants.Diese Arbeitsmigranten bilden dasprofitabel ausbeutbare Unterfuttereiner globalisierten Ökonomie, dieden Preis für die WeltmarktwareArbeitskraft ständig drückt. Diesgilt insbesondere für jene arbeitsin-tensiven Sektoren (Bauwirtschaft,Landwirtschaft, hausnahen Dienst-leistungen, Gastronomie, Pflege-wirtschaft usw.), die nicht in andereLänder ausgelagert werden können.Diese Menschen mit und ohne lega-lem Aufenthaltsstatus schuftenunter sklavenähnlichen, menschen-unwürdigen Bedingungen.
Sie sind fortwährender Diskri-minierung, Ausbeutung undGewalt ausgesetzt. Die Menschen-rechte von Arbeitsmigranten, insbe-sondere, wenn sie sich „unerlaubt“im Lande aufhalten, werden viel-fach verletzt oder missachtet. Dage-gen wendet sich die „InternationaleKonvention zum Schutz der Rechtealler Wanderarbeitnehmer undderen Familienangehörigen“. DieseUN-Konvention wurde in der Über-zeugung geschaffen, dass es notwen-

dig sei, Menschenrechte für Einwan-derer präzise zu bestimmen, ihreBeachtung zu überwachen undMöglichkeiten ihrer besserenDurchsetzbarkeit in der Praxis zuschaffen.
In der BRD ist diese UN-Kon-vention weitgehend unbekanntgeblieben, obwohl sie zum 1.7.2003in Kraft getreten ist. Die Bundesre-publik weigert sich bislang, die UN-Konvention zu ratifizieren. Aus die-sem Grunde hat das Komitee fürGrundrechte und Demokratie eineInitiative zur Unterzeichnung derUN-Konvention in Form einer Mas-senpetition gestartet, die wir imDezember dem Petitionsausschussübergeben wollen. Einige HundertUnterzeichnerInnen haben sich derPetition bereits angeschlossen. 
Wer die Petition noch unter-stützen möchte, kann weitere Infor-mationen, den Petitionstext undUnterschriftenlisten im Komiteese-kretariat anfordern. (Infos auchunter: www.grundrechtekomitee.deund als pdf-Datei unter: www.links-netz.de)

Dirk Vogelskamp

Nicht die Rettungsaktion
der„Cap Anamur“ steht zur
Debatte, sondern das
europäische Migrationsre-
gime, das für tausendfa-
chen Tod verantwortlich ist

(Presseerklärung vom 14.7.04)Statt den menschenrechtlichenSkandal, den die tödlichen Folgender „Festung Europa“ darstellen, zuthematisieren, wird inzwischen denVerantwortlichen der „Cap Ana-mur“ von etlichen Seiten vorgewor-fen, eine Hilfsaktion initiiert undzur Selbstdarstellung instrumentali-siert zu haben.Das ist jedoch leicht als ein poli-tisches Manöver all derjenigen zuentlarven, die in den letzten Jahrendie „entschlossene Bekämpfung derillegalen und unkontrolliertenImmigration“ zum verbindendenMoment einer europäischer Ein-wanderungspolitik erklärt, dieGrenzen abgeschottet und dabei jeg-liches menschenrechtliche Maß, wiemit den „unerwünschten Einwan-derern“ umzugehen sei, aus denAugen verloren haben. Flüchtlingeund Migranten, die sich europa-wärts aufmachen, werden einemrepressiven Migrationsregime unter-worfen, das aus Kontrollen, Ausson-derung, Einsperrung, Lager undTod besteht.Das Mittelmeer markiert dabeidie vielfach todbringende Grenzezwischen den Zonen der Gewalt-samkeit, der tödlichen Armut unddenen des Wohlstands, zwischenwohlständigem Leben und elendi-gem Tod. Nicht die Rettung vonschiffbrüchigen Emigranten, diesich in diesem militärisch überwach-ten Grenzraum auf der Suche nachZukunftsperspektiven, Überlebenund Schutz nach Europa aufge-macht haben, ist in irgend einerWeise verwerflich, sondern men-schenrechtlich allein jene europäi-sche Migrationspolitik, die bislangTausenden von Einwanderern dasLeben gekostet hat (das NetzwerkUnited hat seit 1993 den Tod vonüber 4.500 Flüchtlingen undMigranten an den europäischenAußengrenzen dokumentiert). EineMigrationspolitik, die im wesentli-chen auf Abwehr und Kontrolle vonWanderungsbewegungen möglichstweit im Vorfeld der europäischenWohlstandsgrenzen ausgerichtet ist– unter Inkaufnahme unzähliger

Wanderarbeitsmigranten: 
Ohne Rechte, ohne Stimme?



menschlicher Opfer.Die Rettungsaktion der „CapAnamur“ macht auf diesen men-schenrechtlichen Skandal des tod-bringenden Grenzregimes zu Rechtaufmerksam. Und erst die rigideHaltung Italiens und Deutschlands,die Bootsflüchtlinge nicht aufneh-men zu wollen, produzierte daslautstarke Medienecho. Jetzt soll anden Aktivisten ein Exempel statu-iert, dieselben kriminalisiert undihr berechtigtes Anliegen zu einerPR-Aktion herabgewürdigt werden.Das ist nur allzu durchsichtig.Denn es steht vielmehr die Frage zurDebatte, wie eine andere, eine men-schenrechtsgemäße europäischeFlüchtlings- und Einwanderungspo-litik aussehen kann. Dazu könntedie Rettungsaktion einen Anstoßgegeben haben.Gefragt ist jetzt zudem die Soli-darität aller Bürgerinnen und Bür-ger mit den inhaftierten Aktivistenund den internierten Flüchtlingender „Cap Anamur“.Dirk Vogelskamp
Genügend Schreibmaschi-
nen für den Knast

Wir bedanken uns bei allen, dieSchreibmaschinen und Farbbänderfür Gefangene zur Verfügunggestellt haben. Wir können in dieKnäste vor allem kleine, funktions-fähige Reise- oder Kofferschreibma-schinen bis zu einem Gewicht von 5kg schicken. Inzwischen haben wirausreichend Schreibmaschinenvorrätig und benötigen keine weite-ren. Wir werden uns zur gegebenenZeit mit einem neuen Aufruf an Siewenden. Dirk Vogelskamp
Ferien vom Krieg

Auch in diesem Sommer findentrotz vielfältiger Probleme wiederdie friedensstiftenden Begegnungenvon Kindern und Jugendlichen statt– sowohl im ehemaligen Jugoslawi-en als auch die Treffen von jungenIsraelis und jungen PalästinenserIn-nen in Deutschland. Von den viel-fältigen Erfahrungen und all denSchwierigkeiten werden wir imHerbst ausführlich berichten. EinDank all denen, die diese Begeg-nungen möglich machen. 

Komitee für Grundrechte
und Demokratie (Hg.).:
Nachträgliche Sicherungs-
verwahrung - oder - Wie
Freiheit und Integrität der
Bürgerinnen und Bürger
präventiv/präemptiv zu
Tode gesichert werden

Preis: 5 Euro;  5 Ex.: 20 Euro  
(Preise incl. Porto), 
ISBN: 3-88906-110-9

Im Juni 2004 hat der Deutsche Bundestag ein Gesetz beschlossen, mitdem die „nachträgliche Sicherungsverwahrung“ in das Strafgesetzbuch ein-gefügt wird. Zuvor hatte sich das Bundesverfassungsgericht im Februar 2004in zwei Urteilen mit der Sicherungsverwahrung auseinandergesetzt und demGesetzgeber „grünes Licht“ signalisiert.In dieser Broschüre wird dargestellt, inwiefern die Einführung der„nachträglichen Sicherungsverwahrung“ einen tiefen Einschnitt in dieGrundrechte und eine schwerwiegende Verletzung rechtsstaatlicher Prinzi-pien bedeutet.Sowohl das neue Gesetz als auch die beiden Verfassungsgerichtsurteileund ihre Begründungen werden aus grund- und menschenrechtlicher Per-spektive analysiert.

Nachträgliche Sicherungsverwahrung:
Ein schwerer Verstoß gegen

Grundrechte und Rechtsstaatsprinzipien

© Ingrid und Werner Lowin



Vor zehn Monaten beschlossdie StadtverordnetenversammlungKassel, dass für den Verein „Verfah-ren e.V“, konkret für die Bewohnerund Bewohnerinnen eines Bauwa-genplatzes am Kasseler Hafen, einAlternativgelände zu finden sei. Sokonnte die Hoffnung entstehen,dass die Stadt Kassel das Recht derBewohnerInnen des Bauwagenplat-zes tatsächlich achtet und schützt.Leider täuscht dieser erste Ein-druck. Dieser die Grundrechte respek-tierende Beschluss soll scheinbarnur den „guten Willen“ verdeutli-chen. Der bisherige Aufenthaltsortam Hafen wird den BewohnerInnenseit einem Wechsel in den Eigen-tumsverhältnissen immer unerträg-licher gemacht. Die Zeit drängt also.Die Ordnungsbehörden – die kom-munalen Exekutiven – verzögernjedoch die Angelegenheit, statt dieUmsetzung dieses Beschlusses zügiganzugehen. Untergeordnete Geset-ze, vor allem Bauplanungs- und Bau-ordnungsrecht, stehen vorgeblichder Verwirklichung im Wege. DieStadt Kassel beweist mit ihrer Hin-haltetaktik ihr grundlegend falschesGrundrechtsverständnis. „Freiheit ist immer die Freiheitder Andersdenkenden.“ RosaLuxemburg begründete dies mitdem Belebenden, Heilsamen undReinigenden, das aus der politi-schen Freiheit entsteht. Zu dieserFreiheit gehört zwingend die Frei-heit, der eigenen „Meinung“, denWünschen und Überzeugungengemäß leben zu können. Und diesbedeutet für diejenigen, die sich fürdas Leben auf Wagenplätzen ent-schieden haben, dass dieses Frei-heitsrecht zu wahren und zu schüt-zen ist.  Diese Lebensform mag eineAntwort auf den Mangel an bezahl-barem Wohnraum sein. Sie ist fürviele vor allem die Entscheidung füreine alternative Form des Zusam-menlebens in solidarischer Gemein-schaft und gegen herrschende Zwän-ge. Diese Alternative könnte in denStädten und Kommunen als Berei-cherung und Anstoß zur Entwick-lung neuer Wohn- und Lebensfor-men aufgenommen werden.Die Gewöhnung an solcheWohnprojekte, die Regelung dernotwendigen – auch rechtlichen –Erfordernisse und die Abstimmung

mit dagegenstehenden Interessenmag nicht immer einfach sein. Poli-tisches Handeln beginnt gerade beidieser Suche nach Kompromissen.Die Aufgaben der Städte undGemeinden liegen hier einerseitsdarin, vermittelnd tätig zu werden,andererseits auch darin, gerade die-jenigen zu schützen und zu stärken,die in der schwächeren Positionsind. Der Schutz von „machtlosen“Minderheiten, die Sorge um ihreRechte ist eine wichtige Aufgabe desStaates. Toleranz gegenüber„Wagenburgen“ kann sich nichtdarin erschöpfen, das Recht, so zuleben, grundsätzlich zu akzeptieren,jedoch in der jeweils eigenen Stadtoder Gemeinde keine Möglichkeitder Verwirklichung zuzulassen. In diesem Sinne möge die StadtKassel zur Politik zurückkehren undWohn- und Lebensmöglichkeitenfür den Bauwagenplatz am Hafenschaffen. Elke Steven
PS: Die Broschüre „Auf zur grund-rechtlichen Verteidigung derWagenburgen – Gegen den Miss-brauch von Recht und Polizeizugunsten herrschender Ordnungs-vorstellungen“  (5 Euro) ist beimKomitee für Grundrechte undDemokratie (Aquinostr. 7-11, 50670Köln, info@grundrechtekomitee.de) erhältlich.

1979 - 2004: 25 Jahre RAV
(Republikanischer Anwältinnen
und Anwälteverein)

Der RAV lädt ein zum 8. Okto-ber 2004 in Berlin im Theater imPalais, Am Festungsgraben 1, 10117Berlin, Beginn: 14.00 Uhr:Recht und Rechtspolitik im Zeital-ter von Globalisierung und Terroris-musbekämpfungRAV-Geschäftsstelle: Tel: 030 -417 235 55, email: RAVeV@t-onli-ne.de

Bundeswehr abschaffen!
Keine EU-Armee

Die DFG-VK hat ihre Kampa-gne „Bundesrepublik ohne Armee“mit Forderungen nach Abschaffungder Bundeswehr – und jederEU–Armee – neuerlich begründet.Militär trägt nie zum Frieden bei –im Gegenteil. In der Argumentati-onsbroschüre werden unsere „Feri-en vom Krieg“ als friedensstiftendesGegenbeispiel angeführt. Die Bro-schüre „Bundeswehr abschaffen“ isterhältlich über: Gottfried Müller,c/o DFG-VK Kiel, Exerzierplatz 19,.24103 Kiel, www.bundeswehrab-schaffen.de Elke Steven

Zur grundrechtlichen Verteidigung von Bauwagenplätzen

© Manfred Wegener; StadtRevue Köln


